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I . Gesetz i
<Vom 28 , Januar 1926 .) !

über Einstellung des Personalabbaues und Änderung der Pcrsonal-
Abban -Bkrordnnng.

(Gesetz und Verordnungsblatt 1926 Zelte

Das badische Volk hat durch den Landtag am 2 ,
28 , Januar 1926 folgendes Gesetz beschlossen:

Artikel 1,

Der allgemeine Personalabbau wird in sämtlichen
Verwaltungen eingestellt . Die vom Reich aufgehobenen g.
Artikel 3 und 15 8 1 der Verordnung zur Herabmin¬
derung der Personalausgaben des Reichs vom 27.
Oktober 1923 ( Reichsgesetzblatt l Seite 999 ) in der

Fassung der Verordnung vom 28 . Januar 1924 (Reichs¬
gesetzblatt I Seite 39 ) treten auch für Baden mit der
Maßgabe außer Kraft , daß erworbene Rechte bestehen
bleiben.

Artikel 2 , ,4,
8

Das Beamtengesetz vom 12 . August 1908 (Gesetz-
nnd Verordnungsblatt Seite 420 ) in der Fassung
der Personal Abbau - Verordnung vom 5 , Dezember 1923
( Gesetz - und Verordnungsblatt Seite 3531 wird wie
folgt geändert:

8 5 Absatz 1 erhält folgende Fassung:

„ Jeder Beamte kann in ein anderes Amt der¬
selben oder einer gleichwertigen Laufbahn und von
gleichem planmäßigem Diensteinkommen versetzt
werden , wenn cs das dienstliche Bedürfnis erfordert,"
K 28n Absatz 1 erhält folgende Fassung:

„ Planmäßige Beamte treten kraft Gesetzes mit
dem Ablauf des Vierteljahres in den Ruhestand,
das auf den Monat folgt , in dem sie das fünfnnd-
sechzigstc Lebensjahr vollendet haben,"
Im Z 35 sind:

g, , im Absatz 3 die Zahl „ 40 " zu ändern in „ 50 " ,
ferner

b , im Absatz 4 an Stelle von „ höchstens " zu setzen
„ in keinem Falle mehr als " und die Worte „ aus
der mittleren Dienstaltersstufe der Besoldungs¬
gruppe XII " zu ersetzen durch „ ans der letzten
Dienstaltersstufe der Besoldungsgruppe XIII,"

8 47 erhält folgende Fassung:

„ Die Versetzung in den Ruhestand tritt , sofern
nicht auf Antrag oder mit ausdrücklicher Zustim¬
mung des Beamten ein früherer Zeitpunkt festgesetzt
wird , mit dem Ablauf des Vierteljahres ein , das
auf den Monat folgt , in welchem dem Beamten die
Entschließung über seine Versetzung in den Ruhe-
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stand bekannt gemacht worden ist. Mit diesem Zeit¬
punkt hört die Zahlung der vollen Gehaltsbezüge
auf .

"

8 2 .
Die Personal -Abbau -Verordnung vom 5 . Dezember

1923 ( Gesetz - und Verordnungsblatt Seite 353 ) in der
Fassung vom 29 . Februar 1924 ( Gesetz - und Verord¬
nungsblatt Seite 33 ) wird wie folgt geändert:
1 . Der Artikel 2 Absatz 1 erhält folgende Fassung:

„ Die Vorschriften in Artikel 2 , 4, 5 , 8 Z 2 und
15 8 2 der Personal -Abbau - Verordnung des Reichs
in der Fassung des Gesetzes vom 4 . August 1925
(Reichsgesetzblatt I Seite 181 ) gelten sinngemäß mit
der folgenden Maßgabe:
и. Als lebenslänglich angestellte Beamte im Sinne

der Personal -Abbau -Verordnung sind die nach
Z 4 des Beamtengesetzes unwiderruflich ange-
stellten planmäßigen Beamten sowie diejenigen
widerruflich oder kündbar angestellten planmä¬
ßigen Beamten anzusehen , die entweder eine
längere als zehnjährige ruhegehaltsfähige Dienst¬
zeit zurückgelegt oder aber das fünfzigste Lebens¬
jahr vollendet haben.

d . Artikel 8 Z 2 gilt nicht für die Vollzugsbeamten
der Polzei und Gendarmerie.

e . An Stelle der obersten Reichsbehörde (Artikel 2,
Artikel 4 H 1 Absatz 1 und Artikel 5 Z 1 Ab¬
satz 2 ) tritt das zuständige Ministerium und , wo
die Zustimmung des Reichsministers der Finanzen
vorgesehen ist (Artikel 8 ß 2 und Artikel 15 tz 2 ) ,
das Finanzministerium.

2 . a . Im Artikel 3 ist statt „ ausscheiden " zu setzen
„ ausgeschieden sind oder ausscheiden " ;

к . im übrigen ist dem Artikel 3 anzufügen:
„ Diese Frist läuft nicht , solange der ausge¬

schiedene Beamte im Staatsdienste vorübergehend
wieder verwendet wird ."

3 . Artikel 4 erhält folgende Fassung:

„ Einstellung von Beamten und Beamtenanwär¬
tern in den Staatsdienst.
( 1 ) Zur Einstellung von Beamten und Beamtenan¬

wärtern bedarf es der vorherigen Zustimmung
des Finanzministeriums . Dies gilt jedoch nicht
für den Vollzugsdienst der Polizei und Gen¬
darmerie.

(2) Bei Einstellungen sind in erster Reihe Versor¬
gungsanwärter , Schwerbeschädigte sowie nach
Möglichkeit leistungsfähige entlassene oder in
den einstweiligen Ruhestand versetzte oder ins

Arbeiterverhältnis überführte Beamte heranzu¬
ziehen.

(3) Anwärter , die durch Ableistung eines vorge¬
schriebenen Vorbereitungsdienstes auch die Be¬
fähigung für einen außerhalb des Staatsdienstes
liegenden Beruf erwerben , dürfen in den Vor¬
bereitungsdienst ausgenommen werden ; sie haben
jedoch sofort , nach Ablauf des vorgeschriebeneu
Vorbereitungsdienstes aus dem Staatsdienst aus¬
zuscheiden , soweit nicht ihre Übernahme nach Ab¬
satz 1 erfolgt . "

4 . Im Artikel 6 werden die ZZ 1 bis 7 gestrichen;
Artikel 6 Z 8 wird Artikel 6 mit folgender Fassung:

„ Werden Versorgungsberechtigte im inländischen
staatlichen oder in einem sonstigen öffentlichen Dienste
verwendet , so werden ihre Versorgungsbezüge nach
Maßgabe der in H 51 Absatz 1 Ziffer 3 und tz 67
des Beamtengesetzes vorgesehenen Kürzungsbestim¬
mungen geregelt . Die Versorgungsberechtigten sind
bei Verlust des Anspruchs auf Versorgungsbezüge
verpflichtet , von einer jeden derartigen Verwendung,
sofern sie außerhalb des badischen Staatsdienstes
erfolgt , dem Finanzministerium Anzeige zu erstatten.

Vor Einstellung der Versorgungsbezüge ist dem
Versorgungsberechtigteu Gelegenheit zur Äußerung
zu geben.

Das Finanzministerium ist ermächtigt , entzogene
Versorguugsbezüge wieder zuzuerkennen ."

5 . Artikel 7 Absatz 5 erhält folgende Fassung:

„ Die Artikel 3 und 4 der Personal -Abbau - Ver¬
ordnung treten am 31 . Mürz 1926 mit der Maßgabe
außer Kraft , daß erworbene Rechte bestehen bleiben.
Artikel 2 Absatz 2 tritt mit dem Inkrafttreten des
neuen Beamtenrechts , spätestens jedoch am 31 . Mürz
1929 , außer Kraft . "

Artikel 3.

Soweit auf Grund der bisherigen Bestimmung
des § 5 Absatz 1 des Beamtengesetzes Beamte in ein
Amt von geringerem planmäßigem Diensteinkommen
versetzt worden sind , bleiben ihre erworbenen Rechte
unverändert bestehen.

Artikel 4.

( 1 ) Beamte , die sich im einstweiligen Ruhestand
befinden , können auf Antrag unter Verzicht auf Ruhe¬
gehalt mit Einschluß der Hinterbliebenenbezüge gegen Ge¬

währung von Abfindungssummen aus dem Staatsdienst

entlassen werden.
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(2) Die Abfindungssumme ist in Höhe eines dop¬
pelten Jahresbetrages der von den Beamten zuletzt
bezogenen Rnhegehaltsbezüge zu bemessen.

(3) Die Bewilligung erfolgt durch das zuständige
Ministerium im Benehmen mit dem Finanzministerium.

Artikel 5.

Das Finanzministerim wird ermächtigt , Beamten,

^
die auf Grund der Artikel 3 bis 5 der Personal -Ab

^ bau - Verordnung des Reichs ausgeschieden sind oder
ausscheiden , Zuschüsse zu den Umzugskosten auch über
die in Artikel 3 der Personal -Abbau -Verordnung vor¬
gesehene Frist von 18 Monaten und den Endtermin
des Artikels 3 (Artikel 2 § 2 Ziffer 5 dieses Gesetzes)
hinaus zu gewähren , sofern es zur Beschaffung von
Wohnungen für im Dienste befindliche Beamte oder
ans sonstigen wichtigen Gründen erforderlich ist . Es
kann diese Ermächtigung für Einzelfälle auf die zu
ständigen Ministerien übertragen.

Artikel 6.

( 1 ) Beamte , die in den einstweiligen Ruhestand
versetzt sind und laut schriftlicher Eröffnung der Ver¬
waltung als nichtplanmäßige Beamte vorübergehend
im Staatsdienste voll beschäftigt werden , erhalten die
Bezüge eines im Dienste befindlichen Beamten der¬
jenigen Besoldungsgruppe , welcher sie zuletzt angehört
haben . Hierbei gilt Z 3 Absatz 2 des Besoldungsge¬
setzes sinngemäß . Beginnt oder endigt die Beschäftigung
im Lauf eines Kalendermonats , so ist auf die Bezüge
der Betrag anzurechnen , der dem Beamten daneben für
die Zeit seiner Beschäftigung als Ruhegehalt gezahlt!
wird.

(2) Scheiden Beamte im einstweiligen Ruhestand
aus einer Beschäftigung im Sinne des Absatzes 1
wieder aus , so ist ihr Ruhegehalt unbeschadet der Vor¬
schrift des Z 35 Absatz 3 und 4 des Beamtengesetzes^
vom 12 . August 1908 in der Fassung der Personal - !
Abbau -Verordnung vom 5 . Dezember 1923 (Gesetz-
und Verordnungsblatt Seite 353 ) und dieses Gesetzes,
unter Berücksichtigung inzwischen etwa erreichter Dienst - !
alterszulagen und der verlängerten ruhegehaltsfähigen
Dienstzeit neu festzusetzen. Beim Übertritt in den end- !
gültigen Ruhestand ist der Ruhegehalt über die Vor - !
schrift des 8 35 Absatz 1 des Beamtengesetzes hinaus!
von diesem höheren Einkommen zu berechnen.

( 3) Soweit einstweilen in den Ruhestand versetzte
Beamte während einer vorübergehenden Beschäftigung
im Staatsdienst nach Absatz 1 ein höheres Dieustcin-
kommen als vor der einstweiligen Versetzung in den >

Ruhestand erhalten haben , ist dieses Diensteinkommen
bei Anwendung der Vorschrift des 8 51 Ziffer 3 des

Weamtengesetzes an Stelle des vor der einstweiligen
Versetzung in denRuhestand bezogenen Diensteinkommens
zu berücksichtigen.

(4) Absatz 2 und 3 können auch auf Beamte im
einstweiligen Ruhestand angewendet werden , die im
Dienste des Reiches oder eines Landes eine Beschäf¬
tigung im Sinne des Absatzes 1 ausgeübt haben.

Artikel 7.

( 1 ) Der Witwe und den Hinterbliebenen Kindern
eines Ruhegehaltsempfängers aus solcher Ehe , die erst
nach seiner Versetzung in den dauernden Ruhestand
geschlossen ist , kann Witwen - und Waisengeld in den
Grenzen der gesetzlichen Hinterbliebenenbezüge vom
Finanzministerium bewilligt werden . Das gleiche gilt
für Witwen von Beamten , die im Dienststrafweg ent¬
lassen worden waren.

(2) Im Falle der Scheidung kann der früheren
Ehefrau eines Ruhegehaltsempfängers nach dessen Tod
eine Witwenbeihilfe bis zur Höhe des gesetzlichen Wit¬
wengeldes vom Finanzministerium bewilligt werden,
wenn der Verstorbene allein für schuldig erklärt ist.
Kommt neben gesetzlichen Hinterbliebenenbezügen eine
Witwenbeihilfe in Frage , so dürfen durch ihre Ge¬
währung die Ruhegehaltsbezüge des Verstorbenen nicht
überschritten werden . Eine gleiche Beihilfe kann unter
denselben Voraussetzungen auch für die frühere Ehe¬
frau eines verstorbenen Beamten gewährt werden.

( 3 ) Hat sich eine witwengeldberechtigte Witwe
wieder verheiratet und stirbt der Ehemann innerhalb
von 10 Jahren , so kann der Witwe nach feinem Tod
eine Witwenbeihilfe bis zur Höhe des bei ihrer Wieder¬
verheiratung erloschenen Witwengeldes gewährt werden.
Neu erworbene Versvrgungsansprüche werden darauf
angerechnet . Die Bewilligung der Witwenbeihilfe er¬
folgt durch das Finanzministerium.

(4) Als Höchstgrenze , bis zu der nach 8 67 Ab¬
satz 1 Ziffer 2 und Absatz 3 des Beamtengesetzes das
Witwengeld neben einem Diensteinkommen oder einem
Ruhegehalt aus einer Verwendung im öffentlichen
Dienste unverkürzt gewährt wird , tritt an Stelle des
im 8 67 Absatz 1 Ziffer 2 bezeichneten Ruhegehalts
des Verstorbenen das seiner Berechnung zu Grunde
liegende Diensteinkommen und an Stelle des im 8 67
Absatz 3 bezeichneten Hundertsatzes des Ruhegehalts
der gleiche Hunderlsntz des entsprechenden Dienst-
einkommens.

8 .
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Artikel 8,

( 1 ) Dieses Gesetz tritt mit dem auf seine Ver

kündung folgenden Tag in Kraft , Artikel 2 8 1 Ziffer 2

bis 4 und 8 2 Ziffer 4 mit Wirkung vom 1 . Sep¬
tember 1925,

(2) Für Beamte , denen vor Inkrafttreten dieses

Gesetzes auf Grund des Artikels 14 der Personal-
Abbau -Verordnung des Reichs in Verbindung mit Ar¬

tikel 2 Absatz 2 der badischen Personal -Abbau -Verord-

nuug gekündigt worden ist, bleiben die beim Ausspruch
der Kündigung geltenden Kündigungsfristen bestehen,

(3) Für Entlassungen von Angestellten , deren Kün

digung vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes ausge¬

sprochen ist, bleibt Artikel 15 8 1 der Personal -Abbau-

Verorduung des Reichs wirksam . Die Gewährung
von Entschädigungen an Angestellte , deren Kündigung

nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes erfolgt , richtet

sich nach den Vorschriften des Betriebsrätegesetzes , tarif¬

licher oder anderer Vereinbarungen.
( 4 ) Artikel 2 Z 2 Ziffer 2 dieses Gesetzes tritt

mit Wirkung vom 1 . April 1924 in Kraft.

( 5 ) Artikel 6 dieses Gesetzes tritt mit Wirkung
vom 1 . April 1920 mit der Maßgabe in Kraft , daß

Nachzahlungen von Dienst - und Versorgungsbezügen
für die Zeit vor dem Ersten des Monats , in dem dieses

Gesetz nach Absatz 1 in Kraft tritt , nicht geleistet
werden.

(6 ) Artikel , 4 dieses Gesetzes tritt am 31 . März
1926 außer Kraft.

( 7) Verheirateten weiblichen Beamten , die vor dem

1 . Juli 1925 auf Grund des Artikels 14 der Personal-
Abbau -Verordnung des Reichs ausgeschieden sind , sind
unter Verlust der Rechte aus Artikel 14 Absatz 2 der

Personal -Abbau - Verordnung des Reichs Abfindungs¬
summen nach Maßgabe der Vorschriften des Artikels 5

der Personal -Abbau - Verordnung des Reichs zu gewähren,

sofern sic bei ihrer letzten Dienststelle einen entsprechenden

Antrag innerhalb drei Monaten seit Jnkraftretcn dieses

Gesetzes stellen.
Artikel 9.

Das Finanzministerium wird ermächtigt , die Per-

svnal - Abbau -V '
erorduung unter Berücksichtigung dieser

Änderungen neu zu fassen und bekannt zu geben.

Dieses Gesetz wird hiermit im Namen dcl

badischen Volkes verkündet.

Karl ruhe, den 15 . Februar 1926.

Das Staatsministerium.
Trunk

II . Verordnung des Staatsministeriums.
(Vom 20. Februar 1926.)

Die Mädchenrealschuleir.
(Gesetz - und Verordnungsblatt 1926 Seite 53/54 .)

Das Staatsministerium verordnet in Ergänzung
der landesherrlichen Verordnung vom 18 . September
1909 , die Einrichtung der Höheren Lehranstalten betr .,

(Gesetz - und Verordnungsblatt Seite 453 ff ) im Namen

des badischen Volkes , was folgt.

Die bisherigen „ Höheren Mädchenschulen " führen

künftig die Bezeichnung „ Mädchenrealschulen
"

; sie haben
einen sechsjährigen Lehrgang.

8 2 .

( 1 .) Mit den Mädchenrealschulen können Gymnasien
und Realgymnasien in der Weise verbunden werden,

daß jeweils im Anschluß an den beendeten dritten

Jahreskurs besondere Abteilungen angegliedert werden,

welche die sechs oberen Jahreskurse einer der genann¬
ten Anstaltsgattungen umfassen . Bei der Verbindung
einer Oberrealschule mit einer Mädchenrealschule kann

die Oberrealschulabteilung an den beendeten dritten

oder fünften Jahreskurs der Mädchenrealschule an¬

geschlossen werden und demnach die sechs oder vier

oberen Jahreskurse umfassen.

(2 .) Die mit einer der genannten Abteilungen
verbundenen Anstalten führen die Benennung Mädchen-

realschule mit Mädchengymnasium , mit Mädchenrcal-

gymnasium , mit Mädchcnoberrealschule.

(3 .) Mit einer Mädchenrealschule können mehrere
der in Absatz . 1 genannten Abteilungen verbunden

werden.
8 3 -

Die Klassen der Mädchenrealschulen und die Klassen
der damit verbundenen gymnasialen , realgymnasialen
und Oberrealschul -Abteilungen führen die gleiche Be¬

zeichnung wie die Klassen der entsprechenden Höheren

Lehranstalten für Knaben.

8 4.

Mit einer Mädchenrealschule können die in 8 2

genannten Schulgattungen auch in der Weise verbunden

werden , daß sie mit der 0 II abschließen.

8 5 .
Die Lehrpläne werden vom Ministerium des

Kultus und Unterrichts ausgestellt.
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8 6 . ,

An die oberste Klasse der Mädchenrealschule können

ein - oder zweijährige Fortbildungskurse ( Frauenschule)
angeschlossen werden , welche den Zweck haben , die in

der Mädchenrealschule erworbene Bildung zu befestigen
und zu erweitern und die Mädchen in die wichtigsten
Gebiete einzuführen , die ihr Beruf als Frau mit sich

bringt.
8 7.

Die Festsetzung der Lehrpläne für die Fortbildungs¬
kurse erfolgt im Wege der Vereinbarung mit den Ge¬
meinden nach allgemeinen , vom Ministerium des Kultus
und Unterrichts aufgestellten Richtlinien.

8 8 .
Die Reifeprüfung eines Mädchengymnasiums , eines

Mädchenrealgymnasiums und einer Mädchenoberreal
schule steht der Reifeprüfung der entsprechenden Lehr,
anstalten für die männliche Jugend gleich und verleiht
dieselben Berechtigungen.

8 9-
Das Zeugnis über den erfolgreichen Besuch des

obersten Jahreskurses einer Mädchenrealschule ist dem
an einer Oberrealschule oder Realschule für Knaben
erworbenen Zeugnis der sechsten Klasse gleichwertig

8 io.
Schülerinnen von Mädchenrealschulen , denen keine

Oberrealschulabteilungen angegliedert sind , können nach
erfolgreichem Besuch des fünften Jahrganges zum Ein¬
tritt in die sechste Klasse einer Oberrealschule oder

Realschule für Knaben ohne Aufnahmeprüfung zuge
lassen werden ; ihr Verbleiben in der Klasse ist davon

abhängig , daß sie deren Kenntnisstand bis zum Ende
des ersten Tertials erreichen.

8 11 -
(1 .) Die mit Ermächtigung aus Großh . Staats-

Ministerium erlassene Verordnung vom 29 . März 1913,
die Höheren Lehranstalten für Mädchen betr ., (Gesetz-
und Verordnungsblatt 1913 Seite 208/210 ) wird auf¬
gehoben.

(2 .) Die landesherrliche Verordnung vom 18 . Sep¬
tember 1909 , die Einrichtung der Höheren Lehranstalten
betr -, ( Gesetz- und Verordnungsblatt Seite 453 ff .)
wird wie folgt geändert:

u . Anstelle der Bezeichnung „Höhere Mädchen¬
schule" tritt durchweg die Bezeichnung „ Mädcben-

realfchule " .

r . 8 —

! b . 8 4 erhält folgende Fassung:

„ Für die Mädchenrealschulen werden die Be-

, stimmungen dieser Verordnung durch eine be¬

sondere Verordnung ergänzt .
"

a . in ß ? fallen weg : der Absatz 2 und in Ab¬

satz 4 die Worte : sofern sie nicht schon mit

anderen Anstaltsarten (Absatz 2) verbunden

sind — " ;
ck. in ß 11 Absatz3 werden die Worte : „ die

Fortbildungskurse der Höheren Mädchen¬

schulen (8 4 letzter Absatz) " gestrichen.

8 12 .
Vorstehende Verordnung tritt mit Beginn des

Schuljahres 1926/1927 in Kraft . Mit dem Vollzug

wird das Ministerium des Kultus und Unterrichts

beauftragt.

Karlsruhe, den 20 . Februar 1926.

Das Staatsministerium.
Trunk

III . Verordnung des Ministers des Kultus
nnd Unterrichts.

(Vom 17 . Februar 1926 .»

Die Ordnung der Prüflinge » an den Höheren Lehranstalten.

<Gesetz- und Verordnungsblatt 1926 Seite 55 ) .

Die Bemerkung auf der Rückseite der Anlage ^

(zu 8 15) der Verordnung vom 21 . April 1913 , die

Ordnung der Prüfungen an den Höheren Lehranstalten

betreffend , (Gesetz - und Verordnungsblatt Seite 409

und 418 ) erhält nachstehende Fassung:

Die Studierenden der Rechtswissenschaft haben,

um zur Staatsprüfung zugelassen zu werden , den

Nachweis zu erbringen , daß sie in einem jeden der drei

ersten Semester wenigstens je eine , mindestens drei

Stunden in der Woche betragende , zur Erweiterung

ihrer Allgemeinbildung dienende Vorlesung besucht

haben.
8 2 Absatz 3 der landesherrlichen Verordnung vom

15 . Mai 1907 , die Vorbereitung znm höheren öffent¬

lichen Dienst in der Justiz und der inneren Verwal-

waltung betreffend , (Gesetz - und Verordnungsblatt
Seite 183 ) in der Fassung der Bekanntmachung
vom 29 . August 1918 (Gesetz- und Verordnungsblatt
Seite 293 ) nnd der Verordnungen vom 20 . Mai

1919 (Gesetz - und Verordnungsblatt Seite 315 ) ,
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16 . März 1922 (Gesetz- und Verordnungsblatt >
Seite 224 ) und vom 26 . Juni 1923 ( Gesetz - und
Verordnungsblatt Seite 139 ).

Karlsruhe, den 17 . Februar 1926.

Der Minister des Kultus und Unterrichts
In Vertretung

vr . Schmitt

IV . Bekanntmachungen.
Die Ordnung der Prüfungen an den Höheren Lehranstalten

1 lU/4 Uhr : Geh . Hofrat Prof . vr . Hettner:
Länderkunde und allgemeine Geo¬
graphie.

10/4 „ : Prof . De. Krebs: Wissenschaftliche
und künstlerische Geographie (mit
anschließender Aussprache ) .

3 t/2 „ : Prof . vr . Tucker m ann: Die geo¬
graphische Lage der Rheinlande.

4 /̂2 „ : Prof . vr . Peppler: Fortschritte der
Klimatologie . Anschließend Besichti¬
gung der Landeswetterwarte.

Donnerstag, 8 . April : <
8 /̂2 Uhr : Prof . Karl : Geographieunterricht und

Arbeitsschule.
: L . A . vr . Schneider: Geographie¬

unterricht in Sexta.
: Prof . Or . Pfeiffer: Die Behandlung

des geographischen Unterrichtsstoffes
auf Unter -, Mittel - und Oberstufe
( mit anschließender Aussprache ) .

: Besichtigung des Landesmuseums.
: Prof . vr . Schwarzweber: Eine

Geographiestunde in 01 (Tirol ) mit
Lichtbildern.

Freitag, 9 . April:
8 >/2 Uhr : Prof . vr . Eichelberger: Geo¬

graphische Lehrmittel.
: Oberregierungsrat Walter: Die Be¬

deutung der topographischen Karte
im Unterricht (mit Lichtbildern ).

: Baurat Dr . wL - W alt er ; Die badische
topographischeKarte . — JmAnschluß
daran Besichtigung des Topographi¬
schen Büros.

Nachmittags : 2-« Uhr : Abfahrt nach Untergrombach,
Wanderung über den Michelberg nach
Bruchsal.
Führung : Prof . vr . Göhringer, Prof,
vr . Leiniuger und Privatdvzent vr.
Metz.

Bei ungünstiger Witterung ist statt der Wanderung
eine Besichtigung von Werken der Karlsruher Industrie
vorgesehen.

Karlsruhe, den 24 . Februar 1926.

Der Minister des Kultus und Unterrichts
In Vertretung

vr . Schmitt.

An die Direktionen der Höheren Lehranstalten.
Auf vorstehende Verordnung wird hingewiesen . 9 >/2

Vorhandene Zeugnisvordrucke können nach entsprechen - i
der Änderung des seitherigen Aufdrucks anfgebraucht ^ VU/ 2
werden . !

Karlsruhe, den 17 . Februar 1926 .
^

Der Minister des Kultus und Unterrichts ^ 3 >/2-5V2
Nr . 8 847 In Vertretung ^ 6
H . Wg . IIIm vr . Schmitt

Geographischer Ferienkurs für Lehrer an höheren Lehranstalten.

In der Zeit vom 7 . bis 9 . April d . I . wird in
Karlsruhe in den Räumen der Technischen Hochschule
ein geographischer Ferienkurs für Lehrer an den Höheren
Lehranstalten Badens stattfinden mit untenstehender
Tagesordnung.

Den Kursteilnehmern wird die Teilnahme an der
M6U8U acackamiea ermöglicht , und ungefähr 50 Teil¬
nehmern kann im Lehrerseminar (Bismarckstraße 10)
Unterkunft und Frühstück gegen mäßigen Kostenersatz
gewährt werden ; die auswärtigen Teilnehmer erhalten
Ersatz der Fahrkosten III . Klasse nebst Schnellzugszu¬
schlag.

Wer sich an dem Kurse zu beteiligen beabsichtigt,
wird ersticht, dies bis spätestens 15 . März d . I.
Herrn Professor vr . Eichelberger , Karlsruhe , Unter¬
richtsministerium , mitzuteilen und dabei anzugeben , ob
er inr Seniinar wohnen und an der Nausa teilnehmen
will.

Tagesordnung.
Mittwoch, 7 . April:

9 Uhr : Eröffnung.
91/4 „ : Priatdozcnt vr . Metz : Geographie

und Geschichte.

9v2
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Nr . 8 3606
H . Mg . NI n.



Nr . 8 - 31

Die Abhaltung eines Fortbildungskurses im Mädchenturnen fikr
Lehrerinnen.

Es ist beabsichtigt , in der Zeit vom 1 9 . April
bis einschließlich I . Mai d . I . an derLandes -

turnanstalt in Karlsruhe einen Fortbil¬
dungskurs im Mädchenturnen für Lehre¬
rinnen aller Sch ul gattun gen abhalten zu lassen.
Bei der Zulassung werden in erster Linie solche Lehre-

Irinnen berücksichtigt werden , die entweder die Fachturn-
d

lehrerinnenprüfung abgelegt haben oder schon mehrere
Jahre Turnunterricht erteilen.

Die Anmeldungen , die auf dem geordneten Dienst¬

weg bis spätestens 2 0 . März d . I . vorzulegen sind,
haben zu enthalten : den vollständigen Namen , das
Alter , die derzeitige Dienststellung und den Dienstort
sowie eine Angabe darüber , wieviele Jahre die Be¬
werberin schon Turnunterricht erteilt.

Die zugelassenen Teilnehmerinnen erhalten Ver¬

gütung der Hin - und Rückfahrt III. Klasse ( bei Ent¬

fernung von 100 lein an mit Schnellzugszuschlag ).
Weitere Zuschüsse können mangels verfügbarer Mittel

nicht bewilligt werden.

Karlsruhe, den 26 . Februar 1926.

Der Minister des Kultus und Unterrichts

H . Mg . ui » Remmele
V . Gen . V x

Beaufsichtigung der religiösen Unterweisung in der Volksschule.

Das Erzbischöfliche Ordinariat in Freiburg hat

zu Aufsichtsbeamten für den katholischen Religions¬
unterricht bestellt im Bezirk des Kreisschulamts:

Baden:

Den Dekan Karl Wagner in Spessart für die

Volksschulen der Pfarrei Moosbronn -Freiolsheim;
den Pfarrer Anton Heimburger in Neusatz für

die Volksschulen der Pfarreien Bühl , Bühlertal , Herren-
wies , Kappelwindeck , Lauf , Oberbühlertal und Otters¬

weier;
den Pfarrer August Mattin Sasbachwalden für

die Volksschulen der Pfarrei Neusatz;

Bruchsal:
Den Dekan Viktor Barth in Walldorf für die

Volksschulen der Pfarrei Wiesloch;
den Pfarrer Josef Braunstein in Zeutern für

die Volksschulen der PfarreieiHLangenbrücken , Malsch,
Malschenberg , Rauenberg , Rot und St . Leon;

den Pfarrer Emil Müller in Rot für die Volks¬

schulen der Pfarreien Kronau , Mingolsheim , Odenheim,
Dstringen , Rettigheim , Stettfeld und Weiher.

Emmendingen;
Den Pfarrer Anton Volk in Seelbach für die

Volksschulen der Pfarreien Schütter » , Schuttertal und

Schweighausen;
den Pfarrer Otto Jsele in Oberschopfheim für

die Volksschulen der Pfarreien Ichenheim und Otten¬
heim.

Freiburg:
Den Pfarrer Emil Guckert in Wasenweiler für

die Volksschulen der Pfarreien Bollschweil , Norsingen,
Pfaffenweiler , St . Trudpert , St . Ulrich , Sölden und
Wittnau;

den Pfarrer Karl Pfaff in Wittnau für die
Volksschulen der Pfarreien Breisach , Gottenheim , Günd-
lingen , Merdingen , Munzingen , Umkirch und Walters¬
hofen;

den Dekan Albert Kopf in St . Georgen i . Br.
für die Volksschulen der Pfarrei Wasenweiler;

den Pfarrer Karl Schweizer in Bernau für
die Volksschulen der Pfarrei Menzenschwand;

den Pfarrer Anton Nöltner in Hierbach für die
Volksschulen der Pfarrei St . Blasien.

Heidelberg:
Den Stadtpfarrer Franz Roserin Mosbach für

die Volksschulen der Pfarrei Eberbach:
den Pfarrer Josef Braunstein in Zeutern für

die Volksschulen der Pfarrei Eichtersheim;
den Pfarrer Peter Eberhard in Schriesheim

für die Volksschulen der Pfarreien Dossenheim , Heddes¬
heim , Heiligkreuzsteinach , Hemsbach , Hohensachsen,
Ilvesheim , Ladenburg , Leutershausen , Neckarhausen,
Schönau b . H ., Seckenheim , Wallstadt und Weinheim;

den Pfarrer Emil Droll in Rohrbach b . H . für
die Volksschulen der Pfarrei Schriesheim.

Karlsruhe:
Den Pfarrer Josef Schmitt in Stupferich für

die Volksschulen der Pfarreien Busenbach , Reichenbach
mit Etzenrot , Schielberg , Schöllbronn und Spessart;

den Pfarrer Ernst Jrion in Ettlingenweier für
die Volksschulen der Pfarrei Stupferich;

deu Dekan Karl Wagner in Spessart für die
Volksschulen der Pfarrei Völkersbach;
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den Stadtpfarrer l)r . Josef Elble in Pforzheim

für die Volksschulen der Pfarrei Neuhausen;

den Pfarrer Lorenz Gehrig in Nenhausen für

die Volksschulen der Pfarreien Bilfingen , Ersingen,

Mühlhausen , Schellbronu und Tiefenbronn . .

Konstanz:

Den Stadtpfarrer Otto Kern in Stockach für die

Volksschulen der Pfarrei Güttingen.

Lörrach:

Den Pfarrer Anton Nöltner in Hierbach für

die Volksschulen der Pfarrei Bernau;

den Stadtfarrer Albert Götz in Schopsheim für

die Volksschulen der Pfarreien Brombach , Schönau

i . W ., Todtnauberg , Wieden und Zell i . W.

Mosbach:

Den Pfarrer Hermann Steiert in Eberbach für

die Volksschulen der Pfarreien Fahrenbach , Haßmers¬

heim, Heinsheim , Oberschefflenz , Rittersbach , Stein a . K .,

Sulzbach und Waldmühlbach.

Offen bürg:

Den Pfarrer Anton Volk in Seelbach für die

Volksschulen der Pfarreien Diersburg , Hofweier und

Schutterwald;
den Pfarrer Otto Jsele in Oberschopfheim für

die Volksschulen der Pfarreien Elgersweier , Marlen,

Müllen , Waltersweier und Zunsweier;

den Pfarrer Franz Karl Dischingcr in Appen

weier für die Volksschulen der Pfarreien Lantenbach,

Oberkirch , Peterstal und Oppenau;

den Pfarrer Lorenz Oechsler in Ebersweier

für die Volksschulen der Pfarrei Appenweier.

Stockach:

Den Stadtpfarrer Hermann Josef Lohr in

Meßkirch für die Volksschulen der Pfarrei Voll;

den Stadtpfarrer Otto Kern in Stockach für die

Volksschulen der Pfarreien Hindelwangen , Liptingen,

Raithaslach , Stahringen , Wahlwies und Zizenhausen;

den Pfarrer Otto Länder in Liptingen für die

Volksschulen der Pfarreien Gallmansweil , Heudorf,

Mahlspüren , Mainwangen , Mühlingen , Rorgenwies

und Schwandorf.
W a l d s h u t.

Den Pfarrer Karl Schweizer in Bernau für

die Volksschulen der Pfarreien Schlageten , Unteribach

und Urberg;

den Pfarrer Antoü Nöltner in Hierbach für

die Volksschulen der Pfarreien Görwihl und Herrisch-

: ied;
den Pfarrer Mathias Stiefel in Niederwihl

für die Volksschulen der Pfarrei Hierbach.

Im Bezirke des Stadtfchulamts

Pforzheim:
Den Stadtpfarrer vr . Josef Elble in Pforz¬

heim für die Volksschulen der Pfarrei Pforzheim.

Karlsruhe, den 22 . Februar 1926.

Der Minister des Kultus und Unterrichts

Nr . 0 6668 - In Vertretung
V . Gen. Xw I) r . Schmitt

Abhaltung von Weiterbildungskiirft» für Fortbilduiigs-
schullehrerinncn.

In der Zeit vom 6 . bis 17 . April ds . Js . findet

in Radolfzell ein Weiterbildungskurs für Fortbildungs¬

schullehrerinnen statt.

Zugelassen können nur solche Lehrerinnen werden,

die an ländlichen Fortbildungsschulen tätig sind und

den Kurs im Vorjahre nicht mitgemacht haben.

Gesuche um Zulassung sind bis spätestens 10 . März

auf dem geordneten Dienstwege bei dem Unterrichts¬

ministerium einzureichen.
Den Zugelasfenen geht rechtzeitig Nachricht zu.

Sie erhalten Kost und Wohnung in der Anstalt . Der

hierfür zu bezahlende Betrag wird vom Ministerium

unmittelbar au die Anstalt entrichtet ; ebenso werden

Kursgebühr und Reisekosten (Fahrkarte Ul . Klasse , für

größere Entfernungen mit Schnellzugsznschlag ) vom

Ministerium getragen.

Karlsruhe, den 26 . Februar 1926.

Der Minister des Kultus und Unterrichts

Nr. 0 8803 In Vertretung

V . Gen . v -' I) r . Schmitt

Einheitskurzschrift.

An die Leiter sämtlicher Schulen mit Unterricht

in Einheitskurzschrift.
Unter Bezugnahme auf die Bekanntmachung vom

6 . April 1925 (Amtsblatt Seite 64 ) ersuche ich , bis

l . April d . Js . einen Bericht der Lehrer der Einheits¬

kurzschrift über die in diesem Fache während des
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laufenden Schuljahres gemachten Erfahrungen hierher
vorzulegen.

Dabei ist insbesondere zu berichten über : j
1 . Teilnehmerzahl

a . bei Beginn,
d . bei Schluß des Lehrganges,

2 . Dauer des Lehrganges (Zahl der Unterrichts¬
stunden ) ,

3 . Erzielte Fertigkeit
a . im Schreiben,
b . im Lesen

(nach Silbenzahl in der Minute und Ver¬

hältniszahl im Vergleich mit der Gesamt¬
teilnehmerschaft ) .

Karlsruhe, den 2 . März 1926.

Der Minister des Kultus und Unterrichts
Nr. 3601 In Vertretung
H . Mg . XVlll " Dr . Schmitt

V Personalnachrichten.
Ernannt:

Zu HauptlehrerwdieSchulkandidaten : Karl B a u m -
gartner in Karsau — Konrad Fritz in Aichen —

Heinrich Hilberer in Stein a . K . — Emil Weisen-
burger in Hürrlingen.

Versetzt in gleicher Eigenschaft:

Die Hauptlehrer Franz Gaier in Schlittern nach
Waldshut — Karl Mayerin Oberbränd nach Ricken¬
bach — Friedrich Ratzel in Langenschiltach nach
Breiten.

Versetzt:

Oberlehrer Georg Klumpp in Hardheim als
Hauptlehrer nach Durlach.

Zuruhegesetzt auf Ansuchen:

Oberaufseher Gustav Wächter an der Kunst¬
halle Karlsruhe und Hauptlehrer Wilhelm Kor-
mannin Katzenmoos , letzterer bis zur Wiederherstellung
seiner Gesundheit.

Entlassen:

Volksschulkandidat Franz Krajewski, zuletzt
Unterlehrer in Werbach.

8 —

Gestorben:

Hauptlehrerin a . D . Margarete Reinhard,
zuletzt in Heidelberg , am 5 . Februar 1926 — Haupt¬
lehrer a . D . Phillipp Weber, zuletzt in Neckarzimmern,
am 10 . Februar 1926.

VI. SteLlenttttsschreiben.
An Volksschulen:

1 . Für Lehrer kath. Bekenntnisses:
Die Oberlehrerstelle in Hardheim — Haupt¬

lehrerstellen in : Erzingen (wiederholt ) — Hoch¬
emmingen — Oberbränd — Schultern.

2 . Für Lehrer evang. Bekenntnisses:

Hauptlehrerstellen in : Knielingen — Langen¬
schiltach.

Zurückgenommen wird das Ausschreiben der kath.
Hauptlehrerstelle in Blumegg ( Amtsblatt Seite 18 ) .

An Fortbildungsschulen:
1 . An allgemeinen Knabenfortbil¬

dungsschulen:
'

Hauptlehrerstellen in : Buchen — Deggen-
hausen - Wittenhofen — Furtwangen —
Hardheim — Haslach i . K . — Kehl — Lip-
tingen — Salem — Steinbach, Amt Bühl —
Stühlingen — Wilhelmsfeld.

2 . An Knabenfortbildungsschulen mit
allgemeinem und gewerblichem Fortbil¬
dungsunterricht:

Hauptlehrerstelle in Oehningen.
3 . An Mädchenfortbildungsschulen:
Hauptlehrerinnenstellen in : Erzingen — Fried¬

rich sseld — Grünsfeld — Jestetten —
Krozingen — Kuppenheim — Langenstein¬
bach — Muggensturm — Murg — Ober¬
hausen, Amt Bruchsal — Ortenberg — Otten¬
hofen — Rheinfelden — St . Georgen,
Amt Villingen — Unterlauchringen.

Die Bewerbungen sind innerhalb 10 Tagen auf
dem geordneten Dienstweg bei dem Vorgesetzten Kreis-
odec Stadtschulamt einzureichen . Das Besetzungsver¬
fahren ist so zu beschleunigen , daß die Stellen tunlichst
noch auf Schuljahrsbeginn besetzt werden können.

Druck und Vertan von Malsch « Bogel in Karlsruk»

9
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